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Einfihrungsgesetz
zum Bundesgesetz Uber die Férderung der Ausbildung im Bereich der Pflege
(EG Ausbildungsforderung Pflege)

Der Kantonsrat des Kantons Obwalden,

in Ausfiihrung des Bundesgesetzes iiber die Férderung der Ausbildung im Bereich der Pflege?,
gestiitzt auf Artikel 34 und 60 der Kantonsverfassung (KV) vom 19. Mai 1968?),

beschliesst:

1. Zweck

Art. 1
Zweck

! Dieses Gesetz regelt die Umsetzung des Bundesgesetzes iiber die Férderung der Ausbildung im | 1 Hinweis: Gemass Bundesgesetz geht es ausschliesslich um die
Bereich der Pflege. Forderung der tertidren Ausbildungen im Bereich Pflege.

2. Beitrage an die Kosten der praktischen Ausbildung

Art. 2
Ausbildungsverpflichtung

! Organisationen, die Personen im Bereich der Pflege beschéftigen, sowie Spitaler und Pflege-
heime (Betriebe) sind verpflichtet, sich angemessen an der praktischen Ausbildung von Pflege-
fachpersonen gemass Art. 1 Abs. 2 des Bundesgesetzes zu beteiligen.
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2 Der Regierungsrat kann fiir weitere Bildungsgénge im Bereich der Pflege Verpflichtungen ge-
mass Absatz 1 vorsehen, namentlich fur die Grundbildung Assistentin/Assistent Gesundheit und
Soziales EBA, Fachfrau/Fachmann Gesundheit EFZ sowie Aus- und Weiterbildungen in den Be-
reichen Langzeitpflege sowie Anasthesie-, Intensiv- und Notfallpflege.

% Die Betriebe erfiillen ihre Ausbildungsverpflichtung entweder selbst oder im Verbund mit anderen
Betrieben.

2 Aus Sicht der Versorgungssicherheit und aufgrund der Tatsache, dass die
Fachpersonen Gesundheit Hauptzubringer fiir die Tertidrfunktionen sind, ist
tatséchlich zu priifen, auch diese Funktionsgruppe der Ausbildungsverpflich-
tung zu unterwerfen, wie dies andere Zentralschweizer Kantone vorsehen. Es
gilt jedoch zu beachten, dass die Finanzierung ohne Bundesgelder erfolgen
muss.

3 Gerade in Bezug auf die Tertidrausbildungen sind Verbiinde ausdriicklich
zu begriissen.

Art. 3
Bedarfsplanung

! Das Sicherheits- und Sozialdepartement ermittelt die pro Betrieb im Kalenderjahr zu erbringen-
den Ausbildungsleistungen und legt diese fest.

2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten zur Ermittlung und Festlegung der von den Betrieben
zu erbringenden Ausbildungsleistungen, soweit sie nicht vom Bundesrecht vorgegeben sind. Er
beachtet dabei interkantonale Empfehlungen.

Die Ermittlung der Ausbildungsleistung ist mit der jeweiligen Branche
gemeinsam festzulegen (gilt fiir Absatz 1 & 2).

Art. 4
Abgeltung

! Der Regierungsrat setzt die Hohe der Beitrdge gemass Art. 5 des Bundesgesetzes fest. Er kann
fur weitere Bildungsgéange im Bereich der Pflege eine Abgeltung vorsehen.

2 Er berticksichtigt dabei interkantonale Empfehlungen und regelt die Einzelheiten der Ausrichtung
in Ausfuhrungsbestimmungen.

1 Falls der Regierungsrat fiir weitere Bildungsgange (ausserhalb
Tertiarbereich) eine Abgeltung vorsieht, findet die Finanzierung ohne
Bundesgelder statt (siehe Art. 1).

2 Wir begrissen, dass sich die Umsetzung der Pflegeinitiative stark an den
koordinierten Uberlegungen in der Zentralschweiz orientiert. Insbesondere
die Umsetzung des Zentralschweizer Modells der Ausbildungsbeitrage
erachten wir als ausgewogen und zielfiihrend.

Art. 5
Ersatzabgabe

1 Betriebe, die ihre Ausbildungspflicht nicht erfiillen, miissen eine Ersatzabgabe leisten.

2 Die Ersatzabgabe betragt 150 Prozent der durchschnittlichen Ausbildungskosten gemass inter-
kantonaler Empfehlung. Der Regierungsrat kann generell oder fir einzelne Betriebskategorien
oder Bildungsgéange einen abweichenden Prozentsatz festlegen.

% Die Ertrage der Ersatzabgabe werden jenen Betrieben ausgerichtet, die ihre Ausbildungsver-
pflichtung Ubertreffen (Bonus). Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten und kann insbesondere
einen alternativen Verwendungszweck fur die Ertrage der Ersatzabgaben bestimmen, falls keine
Boni ausgerichtet werden kénnen.

1 Satz ist zu erganzen: «..... soweit den Betrieb kein Verschulden an der
Nichterfiillung trifft.»

1 Die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Betriebe (Grésse des Betriebes)
ist zu beriicksichtigen. Betriebe, die Ausbildungsplatze anbieten, diese aber
nicht besetzen kénnen, sind von einer Ersatzabgabe zu befreien.

2 siehe Bemerkungen unter Absatz 1 (wirtschaftliche Leistungsféahigkeit).

3 Es sollen auch diejenigen Ausbildungsbetriebe vom Bonus profitieren, die
ihre Verpflichtung erfiillen (und nicht nur diejenigen, die die Verpflichtung
Ubertreffen). Die Ersatzabgaben sind zwingend den Ausbildungsbetrieben im
Kanton Obwalden zuriickzugeben.
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2 Aus Sicht der Versorgungssicherheit und aufgrund der Tatsache, dass die Fachpersonen Gesundheit Hauptzubringer für die Tertiärfunktionen sind, ist tatsächlich zu prüfen, auch diese Funktionsgruppe der Ausbildungsverpflich-tung zu unterwerfen, wie dies andere Zentralschweizer Kantone vorsehen. Es gilt jedoch zu beachten, dass die Finanzierung ohne Bundesgelder erfolgen muss.
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3 Gerade in Bezug auf die Tertiärausbildungen sind Verbünde ausdrücklich zu begrüssen. 
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Die Ermittlung der Ausbildungsleistung ist mit der jeweiligen Branche gemeinsam festzulegen (gilt für Absatz 1 & 2).
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1 Falls der Regierungsrat für weitere Bildungsgänge (ausserhalb Tertiärbereich) eine Abgeltung vorsieht, findet die Finanzierung ohne Bundesgelder statt (siehe Art. 1).
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2 Wir begrüssen, dass sich die Umsetzung der Pflegeinitiative stark an den koordinierten Überlegungen in der Zentralschweiz orientiert. Insbesondere die Umsetzung des Zentralschweizer Modells der Ausbildungsbeiträge erachten wir als ausgewogen und zielführend. 
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1 Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Betriebe (Grösse des Betriebes) ist zu berücksichtigen. Betriebe, die Ausbildungsplätze anbieten, diese aber nicht besetzen können, sind von einer Ersatzabgabe zu befreien.
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1 Satz ist zu ergänzen: «….. soweit den Betrieb kein Verschulden an der Nichterfüllung trifft.»
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2 siehe Bemerkungen unter Absatz 1 (wirtschaftliche Leistungsfähigkeit).
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3 Es sollen auch diejenigen Ausbildungsbetriebe vom Bonus profitieren, die ihre Verpflichtung erfüllen (und nicht nur diejenigen, die die Verpflichtung übertreffen). Die Ersatzabgaben sind zwingend den Ausbildungsbetrieben im Kanton Obwalden zurückzugeben.
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4 Das Sicherheits- und Sozialdepartement legt die Ersatzabgabe mittels Verfligung fest. Es kann
diese in begriindeten Fallen kiirzen oder ganz auf sie verzichten.

Art. 6
Auskunftspflicht

! Die Betriebe sind verpflichtet, den zustandigen Behdrden und Amtsstellen die fur die Ermittlung
und Kontrolle der Ausbildungsleistung sowie fur die Festlegung der Ersatzabgabe notwendigen
Betriebsdaten unentgeltlich zur Verfugung zu stellen.

1 Der administrative Aufwand muss fiir die Betriebe zumutbar sein. Die
geforderten Daten sollen sich auf den Zweck beschranken.

3. Beitrage an hohere Fachschule

Art. 7
Voraussetzungen

! Das Sicherheits- und Sozialdepartement gewahrt hoheren Fachschulen auf Gesuch hin Beitrage
zur bedarfsgerechten Erh6hung der Anzahl Ausbildungsabschlisse in Pflege HF.

2 Beitrage kénnen insbesondere geleistet werden:

a. fur Programme, Projekte und Massnahmen zur Reduktion von Ausbildungsabbriichen und zur
Forderung innovativer Ausbildungs- und Lernformen;

b. fir Massnahmen des Berufs- und Bildungsmarketings.

% Bei der Bemessung der Beitrage ist der Anteil der Studierenden aus dem Kanton Obwalden zu
berilicksichtigen.

4. Beitrage an Studierende im Bereich der Pflege

Art. 8
Voraussetzungen, Hohe und Verfahren

! Das Sicherheits- und Sozialdepartement gewahrt Personen gemass Art. 7 Abs. 1 des Bundesge-
setzes wahrend ihrer Ausbildung Beitrage zur Sicherung ihres Lebensunterhalts (Unterstiitzungs-
beitrage). Der Regierungsrat kann weitere Bildungsgénge im Bereich der Pflege bezeichnen, de-
ren Absolvierung Anspruch auf Unterstiitzungsbeitrage begriindet.

2 Der Regierungsrat bestimmt die weiteren Voraussetzungen fiir die Ausrichtung sowie die Héhe
der Beitrage und regelt das Verfahren. Er kann insbesondere:

1 Siehe unseren Hinweis zu Art. 1 (keine Bundesbeitrége fiir
Bildungsbeitrage ausserhalb Tertiarbereich).
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1 Der administrative Aufwand muss für die Betriebe zumutbar sein. Die geforderten Daten sollen sich auf den Zweck beschränken. 
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1 Siehe unseren Hinweis zu Art. 1 (keine Bundesbeiträge für Bildungsbeiträge ausserhalb Tertiärbereich).
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a. die Gewahrung und Hohe der Beitrdge vom Erfillen personlicher Voraussetzungen, namentlich
dem Alter, abhangig machen;

b generelle Beitrage fur einzelne oder alle Bildungsgénge im Bereich der Pflege festlegen.

b Siehe unseren Hinweis zu Art. 1 (keine Bundesbeitrage fiir
Bildungsbeitrage ausserhalb Tertiarbereich).

Art. 9
Mitwirkungspflichten

! Die Gesuchstellenden sind verpflichtet,
a. vollstandige und wahre Angaben zu machen;
b. die erforderlichen Unterlagen einzureichen;

c. Anderungen massgeblicher Tatsachen unverziiglich zu melden.

Art. 10
Bearbeiten von Daten

1 Zwecks Prufung der Anspruchsberechtigung sowie Auszahlung und allfalliger Riickerstattung der
Beitrage durfen folgende Daten bearbeitet werden:

a. Name, Vorname, Geburtsdatum, Wohnort und -adresse, AHV-Versichertennummer sowie Kon-
toangaben;

b. Ausbildungsbetrieb und Bildungsinstitution;
c. bei Zuzug: Datum und Herkunftsgemeinde bzw. Herkunftsland;
d. bei Wegzug: Datum und Zielgemeinde bzw. Zielland;

e. Angaben zu den weiteren Voraussetzungen gemass Art. 8 Abs. 2 dieses Gesetzes.

Art. 11
Ruckerstattung

L Wer durch unwahre oder unvollstandige Angaben zu Unrecht Beitrage erwirkt hat, ist zur Riicker-
stattung verpflichtet.

2 Bei Abbruch der Ausbildung sind die fiir die verbleibende Ausbildungszeit gewéahrten Beitrage
zuruckzuerstatten.
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% Das Sicherheits- und Sozialdepartement kann in begriindeten Fallen und auf Gesuch hin ganz
oder teilweise auf die Rickerstattung verzichten.

4 Der Anspruch auf Ruckerstattung verwirkt innert eines Jahres ab Kenntnis des Ruckerstattungs-
grundes, jedoch spatestens zehn Jahre nach Auszahlung des Beitrages.

5. Finanzierung

Art. 12
Bundesbeitrage

! Das Sicherheits- und Sozialdepartement macht die Bundesbeitrage gemass Art. 8 des Bundes-
gesetzes geltend.

1 Im Hinblick auf die Beschrénkung der finanziellen Bundesmittel, sind die
Bundesbeitrége prioritar und zeitnah geltend zu machen.

Art. 13
Finanzierung

1 Vom Aufwand fir die Beitrdge gemass Art. 4 und 8, der nach Abzug der Bundesbeitrage ver-
bleibt, tragen der Kanton und die Gesamtheit der Einwohnergemeinden je 50 Prozent. Die Beteili-
gung der einzelnen Einwohnergemeinden bemisst sich nach der Einwohnerzahl am 31. Dezember
des Vorjahres.

2 Den Aufwand fur die Beitrdge gemass Art. 7 dieses Gesetzes, der nach Abzug der Bundesbei-
trage verbleibt, tragt vollumfanglich der Kanton.

1 Falls neben den Tertidrausbildungen weitere Ausbildungen unterstiitzt
werden, macht der Schliissel Sinn. Falls nur Tertidrausbildungen unterstiitzt
werden, hat konsequenterweise ausschliesslich der Kanton die Kosten zu
tragen.

6. Verfahren und Rechtsschutz

Art. 14
Verfahren und Rechtsschutz

1 Das Verfahren und der Rechtsschutz richten sich, soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt, nach dem Staatsverwaltungsgesetz®) und der Verordnung tiber das Verwaltungs- und
Verwaltungsbeschwerdeverfahren?).

7. Schlussbestimmungen

Art. 15
Vollzug

3)
4)
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1 Im Hinblick auf die Beschränkung der finanziellen Bundesmittel, sind die Bundesbeiträge prioritär und zeitnah geltend zu machen.
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1 Falls neben den Tertiärausbildungen weitere Ausbildungen unterstützt werden, macht der Schlüssel Sinn. Falls nur Tertiärausbildungen unterstützt werden, hat konsequenterweise ausschliesslich der Kanton die Kosten zu tragen.
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! Der Regierungsrat erlasst die zum Vollzug erforderlichen Ausflihrungsbestimmungen.

Art. 16
Befristung

! Dieses Gesetz ist auf die Geltungsdauer des Bundesgesetzes lber die Forderung der Ausbil-
dung im Bereich der Pflege®) befristet.

Keine Fremdanderungen.

Keine Fremdaufhebungen.

V.

Der Regierungsrat bestimmt, wann dieses Gesetz in Kraft tritt. Das Gesetz unterliegt dem fakulta-
tiven Referendum.

Sarnen, ...

Im Namen des Kantonsrats
Der Ratsprasident:
Der Ratssekretar:

Bei der Umsetzung der Ausbildungsférderung ist zwingend darauf zu achten,
dass der biirokratische Aufwand klein gehalten wird. Insbesondere darf die

Umsetzung nicht zu einem Stellenausbau im administrativen Bereich sowohl
bei den Ausbildungsbetrieben wie auch in der kantonalen Verwaltung fiihren.

5)

6
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Bei der Umsetzung der Ausbildungsförderung ist zwingend darauf zu achten, dass der bürokratische Aufwand klein gehalten wird. Insbesondere darf die Umsetzung nicht zu einem Stellenausbau im administrativen Bereich sowohl bei den Ausbildungsbetrieben wie auch in der kantonalen Verwaltung führen.


